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	§ 15a AktO mit Liste 16 aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	 § 15a Insolvenzverfahren (Stand: 1.1.2019)
	§ 26 Insolvenz-, Restrukturierungs- und Sanierungsmoderationssachen

	(1) 1Insolvenzverfahren, einschließlich der diesen Verfahren vorausgehenden Anträge auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe, werden wie folgt erfasst:
	§ 26 (1) Als Insolvenzsachen sind zu registrieren: …
§ 16 1Ein selbstständiger Antrag auf Gewährung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe ist unter dem Registerzeichen zu registrieren, unter dem das spätere Verfahren zu registrieren wäre. 2Geht das betreffende Verfahren gleichzeitig oder später ein, ist es nicht zusätzlich zu registrieren. 3Satz 1 und 2 gelten auch für ein selbstständiges Ersuchen um grenzüberschreitende Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe.

	
a)	Registerzeichen IN: 
Insolvenzverfahren (ohne IK und IE),
	§ 26 (1) Als Insolvenzsachen sind zu registrieren:
1.	unter dem Registerzeichen „IN“ Anträge auf Einleitung
a)	eines Regelinsolvenzverfahrens nach §§ 1 bis 303a InsO,
b)	besonderer Arten des Insolvenzverfahrens nach §§ 315 bis 334 InsO, 
c)	eines Hauptinsolvenzverfahrens nach Artikel 3 EuInsVO, 

	
b)	Registerzeichen IK: 
Verbraucherinsolvenzverfahren (§ 304 InsO),
	§ 26 (1) Als Insolvenzsachen sind zu registrieren:
2.	unter dem Registerzeichen „IK“ Anträge auf Einleitung eines 
Verbraucherinsolvenzverfahrens nach §§ 304 bis 311 InsO,

	
c)	Registerzeichen IE: 
	§ 26 (1) Als Insolvenzsachen sind zu registrieren:
3.	unter dem Registerzeichen „IE“ Anträge 

	-	Anträge auf Begründung eines Gruppen-Gerichtsstandes nach § 3a InsO, 
	a)	auf Begründung eines Gruppen-Gerichtsstandes nach § 3a InsO,

	-	Anträge auf Einleitung eines Koordinationsverfahrens nach den §§ 269d bis 269i InsO, 
	b)	auf Einleitung eines Koordinationsverfahrens nach §§ 269d bis 269i 
InsO,

	
	c)	auf Einleitung eines Gruppen-Folgeverfahrens in Insolvenzsachen bei dem Restrukturierungsgericht nach § 37 Absatz 3 StaRUG,

	-	Anträge auf Einleitung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens nach Art. 61 EUInsVO, 
	d)	auf Einleitung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens nach Artikel 61 
EuInsVO,

	-	Anträge zu ausländischen Insolvenzverfahren 
nach den §§ 343 bis 353 InsO, Art. 102 EGInsO, Art. 102c EGInsO und 
	e)	zu einem ausländischen Insolvenzverfahren nach §§ 343 bis 353 InsO und 
Artikel 102, 102c EGInsO,

	-	Partikular- und Sekundärinsolvenzverfahren nach
den §§ 354 bis 358 InsO und Art. 3 Abs. 2 bis 4 EUInsVO.
	f)	auf Einleitung eines Partikular- und Sekundärinsolvenzverfahrens nach
§§ 354 bis 358 InsO und Artikel 3 Absatz 2 bis 4 EuInsVO,

	
	§ 26 (1) Als Insolvenzsachen sind zu registrieren:
4.	zusätzlich zu den nach § 11 zu registrierenden Eingängen unter dem Registerzeichen „AR“ Anträge, das Recht oder das Angebot eines Vorgesprächs nach § 10a InsO in Anspruch zu nehmen.

	
	§ 26 (2) 1Als Restrukturierungs- und Sanierungsmoderationssachen sind zu registrieren:
1.	unter dem Registerzeichen „RES“
Anzeigen des Restrukturierungsvorhabens durch den Schuldner nach § 31 StaRUG, 
2.	unter dem Registerzeichen „SAN“
Anträge auf Bestellung eines Sanierungsmoderators nach § 94 StaRUG.
2Anträge auf Inanspruchnahme von Instrumenten des Restrukturierungs- und Stabilisierungsrahmens sind nicht neu zu registrieren.

	2Die zu erfassenden Daten ergeben sich aus Liste 16.
	§ 26 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: ….

	(2) 1In Insolvenzsachen werden Aktenbände mit den nachfolgenden Unterscheidungsbuchstaben angelegt über:
a)	das Verfahren,
auf Anordnung des Insolvenzgerichts auch über:
b)	die Schuldenmasse,
c)	den Insolvenzplan,
d)	den Grundbesitz der Schuldnerin oder des Schuldners,
e)	den Schuldenbereinigungsplan,
f)	das Restschuldbefreiungsverfahren und
g)	die Anfragen zum Verfahrensstand und deren Beantwortung.
	§ 26 (3) In Insolvenzverfahren können 

neben der Hauptakte nach § 4 Absatz 1 weitere Hefte angelegt werden, zum Beispiel über 
die Schuldenmasse, 
den Insolvenzplan, 

den Schuldenbereinigungsplan oder 
das Restschuldbefreiungsverfahren.

[bookmark: _GoBack]§ 4 (1) 1Eine Akte besteht aus einer Hauptakte und bei Bedarf aus zusätzlichen Heften. 2Hefte können zum Beispiel für Dokumente über die Kostenbehandlung oder die Zustellung angelegt werden. 3Die Seiten oder Blätter eines Heftes sind neu beginnend zu nummerieren. 4Das Anlegen von Heften ist auf dem Aktenumschlag zu vermerken. 

	2Auf Anordnung des Insolvenzgerichts können weitere Aktenbände angelegt werden. 
	

	3Dem Aktenzeichen kann der Unterscheidungsbuchstabe für die einzelnen Bände beigefügt werden. 
	

	4Auf dem Aktenumschlag des Aktenbandes a oder in einer ihm vorzuheftenden Übersichtsliste ist ggfs. zu vermerken, welche weiteren Bände angelegt sind.
	

	(3) 1In den Band a gehören Schriften, die allgemeine Angelegenheiten betreffen und daher nicht zu einem besonderen Aktenband zu nehmen sind.
	

	2Der Band b soll über die beteiligten Insolvenzgläubigerinnen und Insolvenzgläubiger und ihre Ansprüche Aufschluss geben (§§ 38 ff., 174 ff. InsO); diesem Band wird spätestens bei Beendigung des Verfahrens die Tabelle der angemeldeten Forderungen mit den Feststellungen nach § 178 Abs. 2 InsO beigefügt.
	

	3Liegen mehrere Insolvenz- oder Schuldenbereinigungspläne vor, so kann bei einer Anordnung nach Abs. 2 Satz 1 für jeden Plan ein eigener Aktenband (Unterscheidungsbuchstabe c oder e) angelegt werden, zu dem der jeweilige Plan und die ihn betreffenden Schriften zu nehmen sind.
	

	4Der Aktenband ist besonders zu kennzeichnen.
	

	5Zum Band d sind sämtliche Schriften, Ersuchen und Nachrichten zu nehmen, die sich auf den Grundbesitz der Schuldnerin/des Schuldners beziehen.
	

	6In den Band f ist eine Abschrift des Beschlusses, in dem die Restschuldbefreiung angekündigt worden ist (§ 291 InsO), aufzunehmen; in diesen Band gehören weiter die Restschuldbefreiungsverfahren betreffenden Schriften.
	

	7Der Band g dient der Sammlung sämtlicher Anfragen zum Verfahren und der gerichtlichen Verfügungen, die darauf ergangen sind.
	

	8Werden weitere Aktenbände nicht gebildet, so sind die in den Sätzen 3 bis 7 genannten Schriften zu den Verfahrensakten (a) zu nehmen.
	

	(4) 1Auch Schriftstücke, die nach der Insolvenzordnung vom Insolvenzgericht zur Einsicht der Beteiligten niederzulegen sind, sind unbeschadet des Einsichtsrechts der Beteiligten alsbald zu den Akten zu nehmen.
	§ 3 (1) 1Dokumente, die zum selben Geschäftsvorgang gehören, sind zu einer Akte zusammenzufassen.

	2Die nach § 66 InsO niedergelegten Belege sind, sobald sie nicht mehr benötigt werden, an die Insolvenzverwalterin oder den Insolvenzverwalter (Treuhänder, Sachwalter) 
zurückzugeben.
	§ 26 (4) 2Die Belege nach § 66 InsO sind nach Durchführung des Schlusstermins, 
spätestens nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens, 
zurückzugeben.

	(5) 1Die weitere Führung der dem Insolvenzgericht nach § 175 InsO vorgelegten Tabelle obliegt dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle.
	Geschäftsordnungsvorschriften

	(6) Die von den Gläubigerinnen oder Gläubigern überreichten Urkunden, Wechsel, vollstreckbaren Titel, Schuldscheine und dgl. werden im Prüfungstermin oder unverzüglich nach seinem Schluss mit den erforderlichen Feststellungsvermerken versehen und 
zurückgegeben.
	§ 26 (4) 1Die von den Gläubigern in Papierform eingereichten Schuldurkunden sind in 
oder unverzüglich nach dem Prüfungstermin 
mit den Feststellungsvermerken zu versehen und 
zurückzugeben.

	
	

	Liste 16 (§ 15a)
	

	Insolvenzverfahren
	

	Zu erfassen sind:
	§ 26 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Aktenzeichen nach den §§ 4 Abs. 2, 15a Abs. 1
	1. Aktenzeichen,

	2.	Tag des Eingangs des Antrags
	2. Datum des Eingangs,

	3.	Bezeichnung des Schuldners (bei natürlichen Personen das Geburtsdatum und ggfs. der Geburtsname)
	3. Vor- und Familienname, Geburtsname und -datum oder Bezeichnung der Parteien sowie deren Anschrift
a)	Schuldner oder Schuldnergruppe,

	4.	ggfs. Bezeichnung des antragstellenden Gläubigers
	b)	antragstellender Gläubiger,

	5.	a)	Insolvenzverfahren – IN – betreffend natürliche Personen
b)	Insolvenzverfahren – IN – betreffend juristische Personen, Personengesellschaften und andere nicht natürliche Personen
c)	vorgelegte Insolvenzpläne, für die die Richterin bzw. der Richter zuständig ist – IN
d)	 Restschuldbefreiungsverfahren – IN – betreffend natürliche Personen
e)	Verbraucherinsolvenzverfahren – IK –
f)	Restschuldbefreiungsverfahren – IK –
g)	Insolvenzverfahren – IE 
h)	vorgelegte Insolvenzpläne, für die die Richterin bzw. der Richter zuständig ist
i) 	Anträge auf Versagung oder Widerruf der Restschuldbefreiung
	Statistik

	6.	bei Restschuldverfahren
a) Datum der Ankündigung
b) Datum der Beendigung
c) Grund der Beendigung
d) Datum des Widerrufs (§ 303 InsO)
	Statistik

	7.	Datum der Eröffnung des Insolvenzverfahrens
	Statistik

	8.	nach § 15a Abs. 2 angelegte Aktenbände
	entbehrlich

	9.	Datum des Aufhebungsbeschlusses
	entbehrlich

	10.	a)	Datum der Beendigung/Erledigung
b)	Grund der Beendigung/Erledigung
	4. Datum und Art der Erledigung,

	11.	Datum der Weglegung
	5. Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	12.	Bemerkungen.
	6. Bemerkungen.

	Erläuterungen:
	

	1.	Die Art des Verfahrens bzw. des Verfahrensstandes ist bei Nrn. 5 und 6 zu kennzeichnen.
	Statistik

	2.	1Die Bestandserfassung für alle anhängigen Insolvenzverfahren in der ZP-Statistik ist vom Tage des Eingangs des Verfahrens bis zum Tage des Aufhebungsbeschlusses in Nr. 9 oder der sonstigen Beendigung des Verfahrens (Abweisung oder Rücknahme des Insolvenzantrags, Abgabe, Verweisung oder Verbindung des Verfahrens, Zurückweisung des Insolvenzeröffnungsantrags, Einstellung des Insolvenzverfahrens usw.), die bei Nr. 10 zu vermerken ist, zu führen.
	Statistik

	2Die Erfassung der Bestände der eröffneten Insolvenzverfahren ist vom Tage des Eröffnungsbeschlusses bis zum Tage der Aufhebung, Einstellung oder Übertragung vorzunehmen.
	Statistik

	3Die Bestände an Restschuldbefreiungsverfahren sind vom Zeitpunkt des Aufhebungs- bzw. Einstellungsbeschlusses hinsichtlich eines eröffneten Insolvenzverfahrens bis zur Entscheidung über die Erteilung der Restschuldbefreiung oder (z.B. beim Tod des Schuldners) bis zur sonstigen Erledigung des Verfahrens zu erfassen.
	Statistik

	3.	Anträge auf Begründung eines Gruppen-Gerichtsstandes nach § 3a und auf 
Einleitung eines Koordinationsverfahrens nach §§ 269d bis 269i InsO werden unter einem Aktenzeichen registriert.
	§ 26 (1) 2Anträge auf Begründung eines Gruppen-Gerichtsstandes nach § 3a und auf Einleitung eines Koordinationsverfahrens nach §§ 269d bis 269i InsO werden unter einem Aktenzeichen registriert.

	4.	Abgaben innerhalb des Gerichts sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik
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